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§16
Rechtsschutz

Bürger und Betriebe können die Hilfe der Gerichte oder 
anderer zuständiger staatlicher Organe in Anspruch nehmen, 
wenn ihre Rechte aus zivilrechtlichen Beziehungen verletzt 
oder gefährdet werden oder Unklarheiten über Rechtsverhält­
nisse bestehen. Dem Verlangen auf Rechtsschutz sollen eigene 
Bemühungen der Beteiligten um eine Beilegung des Konflikts 
vorausgehen. In Verwirklichung ihres Rechts auf Mitgestal­
tung staatlicher und gesellschaftlicher Angelegenheiten neh­
men die Bürger in umfassender Weise an der Rechtspflege 
teil.

Z w e i t e r  T e i l  
Das sozialistische Eigentum und. das persönliche Eigentum

E r s t e s  K a p i t e l  

Das sozialistische Eigentum

§17
Grundsatz

(1) Das sozialistische Eigentum ist die ökonomische Grund­
lage der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft und 
aller Bürger. Es sichert die weitere Erhöhung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus des Volkes auf der Grund­
lage eines hohen Entwicklungstempos der sozialistischen Pro­
duktion, der Erhöhung der Effektivität, des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts und des Wachstums der Arbeitspro­
duktivität.

(2) Das sozialistische Eigentum, seine Nutzung, seine Meh­
rung und sein Schutz dienen der Entwicklung der Bürger zu 
sozialistischen Persönlichkeiten und der Entfaltung ihrer 
schöpferischen Kräfte.

, §18 
Sozialistisches Eigentum

(1) Sozialistisches Eigentum ist das Volkseigentum, das 
Eigentum sozialistischer Genossenschaften und das Eigentum 
gesellschaftlicher Organisationen der Bürger.

(2) Das Volkseigentum als Grundlage der sozialistischen 
Produktionsverhältnisse ist entsprechend den gesellschaft­
lichen Erfordernissen und den Prinzipien der sozialistischen 
Planwirtschaft zu nutzen und zu mehren. Der sozialistische 
Staat organisiert die Nutzung und Mehrung des Volkseigen­
tums insbesondere durch die volkseigenen Betriebe, Kombi­
nate, wirtschaftsleitenden Organe, staatlichen Organe und 
Einrichtungen, sozialistischen Genossenschaften und gesell­
schaftlichen Organisationen sowie durch Bürger.

' (3) Das Eigentum sozialistischer Genossenschaften dient 
im Rahmen der staatlichen Leitung und Planung der Erfül­
lung ihrer wirtschaftlichen Aufgaben, der Verwirklichung 
ihrer Verpflichtungen gegenüber der sozialistischen Gesell­
schaft sowie der Gestaltung der Arbeite- und Lebensbedin­
gungen ihrer Mitglieder. Die Rechte aus dem genossenschaft­
lichen Eigentum stehen der Genossenschaft zu.

(4) Das Eigentum der gesellschaftlichen Organisationen 
dient der Erfüllung ihrer politischen, sozialen, wissenschaft­
lichen, kulturellen und sonstigen Aufgaben. Die Rechte aus 
dem Eigentum stehen der gesellschaftlichen Organisation zu 
und sind entsprechend ihren Zielen wahrzunehmen.

§ 19
Ausübung der Befugnisse aus dem sozialistischen 

Eigentum 1

(1) Die volkseigenen Betriebe, Kombinate, wirtschaftsleiten­
den Organe, staatlichen Organe und Einrichtungen sind zur 
Durchführung der ihnen übertragenen staatlichen Aufgaben 
und zur Wahrnehmung der ihnen übertragenen Befugnisse 
berechtigt, das ihnen vom sozialistischen Staat anvertraute

Volkseigentum auf der Grundlage der Rechtsvorschriften zu 
besitzen und zu nutzen. Zur Durchführung der staatlichen 
Pläne sind sie berechtigt, im Rahmen der Rechtsvorschriften 
über das ihnen anvertraute Volkseigentum zu verfügen.

(2) Die sozialistischen Genossenschaften und die gesellschaft­
lichen Organisationen sind als sozialistische Eigentümer ent­
sprechend den Rechtsvorschriften und ihren Statuten berech­
tigt, das ihnen gehörende Eigentum zu besitzen, zu nutzen 
und darüber zu verfügen.

(3) Für sozialistische Genossenschaften und andere sozia­
listische Betriebe sowie gesellschaftliche Organisationen, de­
nen Volkseigentum zur Nutzung übertragen ist, gilt Abs. 1 
entsprechend.

§20
Schutz des sozialistischen Eigentums

(1) Das sozialistische Eigentum ist unantastbar. Es genießt 
den besonderen Schutz des sozialistischen Staates.

(2) Das sozialistische Eigentum zu schützen ist Pflicht aller 
Bürger und Betriebe.

(3) Der Erwerb und der Übergang von Sachen, die Grund­
lage der wirtschaftlichen Tätigkeit der Betriebe sind, aus 
dem sozialistischen Eigentum in persönliches Eigentum ist 
unzulässig. Volkseigentum darf weder verpfändet, gepfändet 
noch belastet werden. Ausnahmen müssen in Rechtsvorschrif­
ten geregelt werden.

§21
Nutzung sozialistischen Eigentums durch die Bürger

(1) Die Bürger sind berechtigt, staatliche und gesellschaft­
liche Einrichtungen der Bildung und Kultur, der Wissenschaft, 
des Verkehrs, des Nachrichtenwesens, für Dienstleistungen und 
Erholung, des Gesundheits- und Sozialwesens und des Sports 
sowie den staatlichen und genossenschaftlichen Wohnungs­
fonds kollektiv und individuell zu nutzen.

(2) Die Nutzung erfolgt entgeltlich oder unentgeltlich in 
Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Erfordernissen 
und Möglichkeiten entsprechend den Rechtsvorschriften.

(3) Die Borger sind verpflichtet, mit dem sozialistischen 
Eigentum pfleglich und sorgsam umzugehen, es vor Schaden 
zu bewahren sowie die Rechte und Interessen anderer Nutzer 
zu berücksichtigen.

Z w e i t e s  K a p i t e l  
Das persönliche Eigentum

§22
Grundsatz

(1) Das sozialistische Eigentum, seine Mehrung und sein 
Schutz sind Grundlage für die Entwicklung des persönlichen 
Eigentums. Quelle des persönlichen Eigentums ist die für die 
Gesellschaft geleistete Arbeit.

(2) Das persönliche Eigentum dient der Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger und ihrer 
Entwicklung zu sozialistischen Persönlichkeiten.

(3) Das persönliche Eigentum wird durch den sozialistischen 
Staat geschützt. Der Erwerb des persönlichen Eigentums und 
seine Nutzung haben in Übereinstimmung mit den Rechts­
vorschriften zu erfolgen. Sein Gebrauch darf den gesellschaft­
lichen Interessen und den berechtigten Interessen anderer 
Bürger und Betriebe nicht zuwiderlaufen.

§23
Gegenstand des persönlichen Eigentums

(1) Zum persönlichen Eigentum gehören insbesondere die 
Arbeitseinkünfte und Ersparnisse, die Ausstattung der Woh­
nung und des Haushalts, Gegenstände des persönlichen Be­
darfs, die für die Berufsausbildung, Weiterbildung und Frei-


